
Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und 

Auslagenentschädigung für Kreistagsabgeordne-

te, sachkundige Einwohner/innen und Vertre-

ter/innen in wirtschaftlichen Unternehmen des 

Landkreises Havelland 

(Entschädigungssatzung) 

 

Der Kreistag des Landkreises Havelland hat auf-

grund des § 131 Absatz 1 in Verbindung mit §§ 3 

Absatz 1, 28 Absatz 2 Nr. 9, 30 Abs. 4 der Kom-

munalverfassung des Landes Brandenburg (BbgK-

Verf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I, Nr. 19, S. 

286), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Zweiten 

Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Zusam-

menarbeit vom 19. Juni 2019 (GVBl. I/19, Nr. 38) 

in seiner Sitzung vom 30. September 2019 folgende 

Satzung beschlossen: 

 

 

§ 1 

Aufwandsentschädigung für Kreistagsabgeord-

nete 

 

(1) Kreistagsabgeordnete erhalten monatlich eine 

Aufwandsentschädigung in Höhe von 220 EUR. 

 

(2) Der Kreistag kann auf Antrag der/des Vorsit-

zenden über eine Kürzung der Aufwandsentschädi-

gung von Abgeordneten, die wiederholt unent-

schuldigt an Sitzungen nicht teilnehmen, beschlie-

ßen. Der Beschluss bedarf der Zweidrittelmehrheit 

der anwesenden Mitglieder. 

 

(3) Sind Abgeordnete an der Ausübung ihrer Pflich-

ten ununterbrochen länger als zwei Monate gehin-

dert, wird für den darüber hinausgehenden Zeit-

raum keine Aufwandsentschädigung gewährt. Die 

Hinderung ist unaufgefordert und unverzüglich dem 

Kreistagsvorsitzenden anzuzeigen.  

 

 

§ 2 

Sitzungsgeld 

 

(1) Unbeschadet des § 1 erhalten Kreistagsabge-

ordnete für ihre Teilnahme an Kreistags-, Aus-

schuss-, Beirats- und Sitzungen sonstiger Gremien, 

in die sie durch den Kreistag entsandt wurden, ein 

Sitzungsgeld in Höhe von jeweils 20 EUR, soweit 

kein anderweitiger Aufwendungsersatz für die Sit-

zungsteilnahme erfolgt. Darüber hinaus wird ihnen 

für jeweils eine der Vorbereitung einer Kreistags-

sitzung dienende Fraktionssitzung ein Sitzungsgeld 

in derselben Höhe gewährt. 

 

(2) Ausschussvorsitzende – außer der/die Vorsit-

zende des Kreisausschusses – oder deren Vertreter 

erhalten für jede von ihnen geleitete Sitzung ein 

Sitzungsgeld in doppelter Höhe. 

 

(3) Finden mehrere Sitzungen an einem Tage statt, 

wird nur ein Sitzungsgeld gezahlt. Wird ein Aus-

schussmitglied im Laufe einer Sitzung durch einen 

Vertreter oder wird der Vertreter durch das reguläre 

Ausschussmitglied abgelöst, so wird das Sitzungs-

geld nur an das zuerst anwesende Ausschussmit-

glied gezahlt. Erstreckt sich die Sitzung über mehr 

als einen Tag, wird ein doppeltes Sitzungsgeld ge-

zahlt, wenn die Sitzungsdauer mehr als acht Stun-

den betragen hat. 

 

§ 3 

Verdienstausfall 

 

(1) Unbeschadet der §§ 1 und 2 haben die Kreis-

tagsabgeordneten für ihre Teilnahme an Veranstal-

tungen nach Maßgabe des § 2 Anspruch auf Ersatz 

des Verdienstausfalls, soweit durch Rechtsvor-

schrift nichts anderes bestimmt ist. Der Verdienst-

ausfall wird für jede Stunde der versäumten regel-

mäßigen Arbeitszeit berechnet, die letzte angefan-

gene Stunde wird voll berechnet. Der Verdienstaus-

fall ist wöchentlich auf 35 Stunden beschränkt. 

 

(2) Der Verdienstausfall, welcher nachzuweisen ist, 

wird auf das Mindestentgelt gem. § 6 Abs. 2 Bran-

denburgisches Vergabegesetz begrenzt. 

 

(3) Selbständige und freiberuflich Tätige erhalten 

eine Verdienstausfallpauschale je Stunde. Sie wird 

im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft ge-

machten Einkommens festgesetzt. Die Pauschale 

darf nicht höher sein als das Mindestentgelt gem.    

§ 6 Abs. 2 Brandenburgisches Vergabegesetz. Die 

anzurechnende regelmäßige Arbeitszeit wird auf 

8.00 bis 19.00 Uhr begrenzt. 

 

(4) Für die Betreuung von Kindern bis zum vollen-

deten 10. Lebensjahr wird für die Dauer der man-

datsbedingten notwendigen Abwesenheit gegen 

Nachweis eine Entschädigung bis zur Höhe des 

Mindestentgelts gem. § 6 Abs. 2 Brandenburgi-

sches Vergabegesetz gezahlt, wenn die Übernahme 

der Betreuung durch eine/n Personensorgeberech-

tigte/n während dieser Zeit nicht möglich ist. 

 

 

§ 4 

Fahrtkosten 

 

(1) Den Kreistagsabgeordneten werden die Fahrt-

kosten, die ihnen durch Fahrten zum Sitzungsort 

des jeweiligen Gremiums entstehen, erstattet, 

höchstens jedoch in Höhe der Kosten der Fahrten 

vom Wohn- zum Sitzungsort und zurück. Satz 1 gilt 

nicht, wenn Abgeordnete ihre Wohnung am Sit-

zungsort haben. Bei mehreren Wohnungen ist von 

der Hauptwohnung auszugehen. 



 

(2) Bei Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel wer-

den die tatsächlich entstandenen Fahrtkosten erstat-

tet. 

 

(3) Bei Benutzung eines privateigenen Kraftfahr-

zeugs wird eine Wegstreckenentschädigung bis zu 

den in § 5 Abs. 2 Bundesreisekostengesetz vorge-

sehenen Sätzen gezahlt. 

 

§ 5 

Reisekostenvergütung 

 

(1) Für vom Kreisausschuss genehmigte Reisen im 

Rahmen der Abgeordnetentätigkeit erhalten die 

Kreistagsabgeordneten Reisekostenvergütung nach 

den Bestimmungen des Bundesreisekostengesetzes. 

Zugrunde zu legen ist die Reisekostenstufe der/s 

Landrätin/Landrats. 

 

(2) Bei Benutzung eines privateigenen Kraftfahr-

zeugs wird eine Entschädigung bis zu den in § 6 

Abs. 1 Satz 1 Bundesreisekostengesetz vorgesehe-

nen Sätzen gezahlt. Bei Benutzung eines privatei-

genen Fahrrades wird eine Wegstreckenentschädi-

gung nach Maßgabe von § 6 Abs. 5 Bundesreise-

kostengesetz gezahlt. 

 

(3) Sitzungsgelder nach § 2 und Tagegelder nach 

reisekostenrechtlichen Bestimmungen dürfen nicht 

nebeneinander gewährt werden. 

 

§ 6 

Aufwandsentschädigung für die/den Vorsitzen-

de/n des Kreistags und des Kreisausschusses 

 

(1) Die/der Vorsitzende des Kreistags erhält neben 

den Entschädigungen nach den vorangegangenen 

Bestimmungen eine monatliche Aufwandsentschä-

digung in Höhe von 700 EUR, die/der Vorsitzende 

des Kreisausschusses die Hälfte. Ist die/der Vorsit-

zende an der Ausübung ihrer/seiner Pflichten unun-

terbrochen länger als drei Monate verhindert, wird 

für den darüber hinausgehenden Zeitraum die Auf-

wandsentschädigung nicht gewährt. 

 

(2) Wird die/der Vorsitzende innerhalb eines Ka-

lendermonats länger als 2 Wochen von der/dem 1. 

stellvertretenden Vorsitzenden vertreten, so wird 

dieser/m eine zusätzliche Aufwandsentschädigung 

in Höhe von 50 % der monatlichen Aufwandsent-

schädigung der/des Vorsitzenden gewährt. Die 

Aufwandsentschädigung der/des Vorsitzenden ist 

entsprechend zu kürzen. Diese Regelungen gelten 

entsprechend für jede/n weitere/n Stellvertreter/in, 

wenn die/der Vorsitzende oder die/der 1. stellver-

tretende Vorsitzende an der Ausübung ihres/seines 

Amtes gehindert ist. 

 

§ 7 

Entschädigung für sachkundige Einwoh-

ner/innen 

 

(1) Mitglieder des Jugendhilfeausschusses und der 

nach § 13 der Hauptsatzung gebildeten Ausschüsse, 

die nicht Kreistagsabgeordnete sind, erhalten für 

die Teilnahme an Sitzungen dieser Gremien jeweils 

ein Sitzungsgeld in Höhe von 25 EUR. 

 

(2) Im Übrigen gelten § 2 Abs. 2 und §§ 3 bis 4 

dieser Satzung entsprechend. 

 

§ 8 

Entschädigungen für Fraktionsvorsitzende 

 

Die Fraktionsvorsitzenden erhalten neben den Ent-

schädigungen, die ihnen nach §§ 1 bis 5 dieser Sat-

zung gewährt werden, eine zusätzliche monatliche 

Aufwandsentschädigung in Höhe von: 

 

- 180 EUR bei bis zu  sechs  

- 220 EUR bei sieben bis 12 

- 240 EUR bei 13 bis 18 

- 260 EUR bei über 18 Fraktionsmitgliedern. 

 

Im Übrigen gelten § 6 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 ent-

sprechend. 

 

§ 9 

Entschädigung für Vertreter/innen des Land-

kreises in rechtlich selbständigen Unternehmen 

 

Vergütungen aus Tätigkeiten von Vertreter/inne/n 

des Landkreises in wirtschaftlichen Unternehmen 

gelten als angemessene Aufwandsentschädigung im 

Sinne von § 97 Abs. 8 BbgKVerf, soweit sie die in 

der Anlage zu dieser Satzung genannten Beträge 

nicht überschreiten. Im Übrigen sind sie an den 

Landkreis abzuführen. 

 

§ 10 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum  24. Juni 

2019 in Kraft. 

 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung tritt die 

Entschädigungssatzung vom 1. Oktober 2014 außer 

Kraft. 

 

Rathenow, den 23.10.2019 

 

 

gez. 

R. Lewandowski 

- Landrat - 

 



 Landkreis Havelland 
Büro des Landrats 

2019-10- 

Anlage zu § 9 der Entschädigungssatzung des Landkreises Havelland 

Unternehmen Organ Funktion Angemessene Höhe im Sinne 
von § 97 Abs. 8 Satz 2 der 
Kommunalverfassung 

Havelland Kliniken GmbH Aufsichtsrat Vorsitzende/r 
Stellvertreter/in 
Mitglied 

2.000,00 € pauschal pro Jahr  
1.500,00 € pauschal pro Jahr  
1.000,00 € pauschal pro Jahr 

Wohn- und Pflegezentrum 
Havelland GmbH 

Beirat Vorsitzende/r 
Stellvertreter/in 
Mitglied 

1.000,00 € pauschal pro Jahr 
750,00 € pauschal pro Jahr 
500,00 € pauschal pro Jahr 

Rathenower Werkstätten 
GmbH 

Verwal- 
tungsrat 

Vorsitzende/r  
Stellvertreter/in  
Mitglied 

800,00 € pauschal pro Jahr  
500,00 € pauschal pro Jahr  
500,00 € pauschal pro Jahr 

Märkische Ausstellungs- 
und Freizeitzentrum 
GmbH 

Aufsichtsrat Vorsitzende/r 
Stellvertreter/in 
Mitglied 

150,00 € pro Sitzung  
100,00 € pro Sitzung  
100,00 € pro Sitzung 

Arbeitsförderungsgesell- 
schaft Premnitz mbH 

Aufsichtsrat Vorsitzende/r  
Stellvertreter/in  
Mitglied 

300,00 € pauschal pro Jahr  
200,00 € pauschal pro Jahr  
150,00 € pauschal pro Jahr 

Havelländische Abfallwirt-  
schaftsgesellschaft mbH 

Aufsichtsrat Vorsitzende/r 
Stellvertreter/in 
Mitglied 

900,00 € pauschal pro Jahr  
900,00 € pauschal pro Jahr  
600,00 € pauschal pro Jahr 

Kulturzentrum Rathenow 
GmbH 

Aufsichtsrat Vorsitzende/r 
Stellvertreter/in 
Mitglied 

25,00 € pro Sitzung  
25,00 € pro Sitzung  
25,00 € pro Sitzung 

Havelbus Verkehrsgesell- 
schaft mbH 

Aufsichtsrat Vorsitzende/r  
Stellvertreter/in  
Mitglied 

800,00 € pauschal pro Jahr  
500,00 € pauschal pro Jahr  
500,00 € pauschal pro Jahr 

Schloss Ribbeck GmbH Aufsichtsrat 
. 

Vorsitzende/r 
Stellvertreter/in 
Mitglied 

50,00 € pro Sitzung  
50,00 € pro Sitzung  
50,00 € pro Sitzung 
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Havelländische Eisen- 

bahn AG 
Aufsichtsrat Vorsitzende/r 

Stellvertreter/in 

Mitglied 

4.000,00 € pauschal pro Jahr  

3.000,00 € pauschal pro Jahr  

2.000,00 € pauschal pro Jahr 

Verkehrsverbund Berlin- 

Brandenburg 

Aufsichtsrat Vorsitzende/r 

Stellvertreter/in 

Mitglied 

200,00 € pro Sitzung  

200,00 € pro Sitzung  

100,00 € pro Sitzung 

Mittelbrandenburgische 

Sparkasse *) 

Verwal- 

tungsrat 

Kreditaus- 

schuss 

Verbands-

versamm- 

lung 

Personal- 

ausschuss 

Bauaus- 

schuss 

MBS-  
Stiftung 

Vorsitzende/r 

Stellvertreter/in/nen 

Übrige Mitglieder u. 

stellvertretende Mit-

glieder 

Vorsitzende/r 

Stellvertreter/in/nen 

Übrige Mitglieder u. 

stellvertretende Mit- 

glieder 

Alle Mitglieder 

Vorsitzende/r 

Stellvertreter/in 

Übrige Mitglieder 

Vorsitzende/r 

Stellvertreter/in 

Übrige Mitglieder 

Alle Mitglieder 

5.400,00 € pauschal pro Jahr  

4.200,00 € pauschal pro Jahr 

3.000,00 € pauschal pro Jahr 

5.400,00 € pauschal pro Jahr  

4.200,00 € pauschal pro Jahr 

3.000,00 € pauschal pro Jahr 

75,00 € pro Sitzung 

150,00 € pro Sitzung  

150,00 € pro Sitzung  

240,00 € pro Sitzung 

150,00 € pro Sitzung  

150,00 € pro Sitzung  

240,00 € pro Sitzung 

54,00 € pro Sitzung 

Weberbank Aufsichtsrat Vorsitzende/r u. 

stellv. Vorsitzende/r 

Übrige Mitglieder 

12.000,00 € pauschal pro Jahr 

6.000,00 € pauschal pro Jahr 

 

*) Die Entschädigungen entsprechen den mit den Finanzministerien der Länder abgestimmten Emp-
fehlungen des OSV. 
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